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Antrag 54/II/2021

FA I - Internationale Politik, Frieden und Entwicklung

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Für einen progressiven transatlantischen Neuanfang!
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Die Wiederbelebung und Vertiefung der transatlanti-

schen Beziehungen ist nach der Wahl Joe Bidens zum

46. US-Präsidenten überparteilicher Konsens. Wir fordern

die weitergehende, strategische Entwicklung und Um-

setzung einer distinkt sozialdemokratischen transatlanti-

schen Agenda, basierend auf progressiven außen-und in-

nenpolitischen Ideen, den Konzepten der „Europäischen

Strategischen Autonomie“ und der „Foreign Policy for the

Middle Class“ sowie dem Wissen, dass nur eine enge

transatlantische Allianz die multilaterale, wertebasierte

Ordnung gegen die zunehmende Erodierung durch auto-

kratische Regime bewahren und stärken kann.

 

Auf Landesebene fordern wir:

1. Die Entwicklung und Umsetzung eines trans-

atlantischen Austauschprogrammes zwischen

Politiker*innen und Mitarbeiter*innen der öffentli-

chen Verwaltung mit urbanen Zentren jenseits der

US-Küstengebiete mit verschiedenen thematischen

Schwerpunkten (u.a. Klima, Handel, Technologie).

Als Beispiel kann das Programm „New Urban

Progress“ des Progressiven Zentrums dienen.

 

Auf Bundesebene fordern wir:

1. Einen gezielten Kontaktaufbau zwischen Fraktion

und Parteivorstandmit dem progressiven Flügel der

Demokratischen Partei sowie verwandten Organi-

sationen (z.B. „Justice Democrats“, „Center for In-

ternational Policy)“ und eine daraus resultierende

Agenda für eine gemeinsame progressive Allianz,

die alle außenpolitische Bereiche umfasst.

2. Die Etablierung einer transatlantischen Task-Force

zur Stellungnahme und Positionierung gegenüber

der von Biden angekündigten „Foreign Policy for

the Middle Class“. Diese sollte eine Neujustierung

der deutschen und europäischen Außenpolitik auf

nationale und internationale wirtschaftliche Ver-

teilungseffekte, ein transparentes Aufbrechen des

innen-und außenpolitischen Silodenkens in Parla-

menten und Verwaltung sowie einen intensivierten

und informationsbasierten außen-und sicherheits-

politischen Bürger*innendialog zu ihrem Kern ma-

chen.

3. Die Gründung eines parlamentarischen bzw. par-

teilichen Austauschkreises zu Best Practices und

Policy-Umsetzung einer innenpolitischen progres-

siven Agenda, insb. mit Augenmerk auf nachhalti-

Die Wiederbelebung und Vertiefung der transatlanti-

schen Beziehungen ist nach der Wahl Joe Bidens zum

46. US-Präsidenten überparteilicher Konsens. Wir fordern

die weitergehende, strategische Entwicklung und Um-

setzung einer distinkt sozialdemokratischen transatlanti-

schen Agenda, basierend auf progressiven außen-und in-

nenpolitischen Ideen, den Konzepten der „Europäischen

Strategischen Autonomie“ und der „Foreign Policy for the

Middle Class“ sowie dem Wissen, dass nur eine enge

transatlantische Allianz die multilaterale, wertebasierte

Ordnung gegen die zunehmende Erodierung durch auto-

kratische Regime bewahren und stärken kann.

 

Auf Landesebene fordern wir:

1. Die Unterstützung der bestehenden transatlan-

tischen Austauschprogramme zwischen Politi-

ker*innen und Mitarbeiter*innen der öffentlichen

Verwaltung mit urbanen Zentren jenseits der US-

Küstengebiete mit verschiedenen thematischen

Schwerpunkten (u.a. Klima, Handel, Technologie).

Als Beispiel kann das Programm „New Urban

Progress“ des Progressiven Zentrums dienen. Be-

sonderes Augenmerk ist darauf zu legen, dass mit

beiden US-Kongressparteien gleichermaßen der

Austausch gesucht wird.

 

Auf Bundesebene fordern wir:

1. Einen gezielten Kontaktaufbau zwischen Fraktion

und Parteivorstandmit dem progressiven Flügel der

Demokratischen Partei sowie verwandten Organi-

sationen (z.B. „Justice Democrats“, „Center for In-

ternational Policy)“ und eine daraus resultierende

Agenda für eine gemeinsame progressive Allianz,

die alle außenpolitische Bereiche umfasst.

2. 4. Das Ziel eines nuklearwaffenfreien Europas bleibt

bestehen. Die nukleare Teilhabe dient jedoch der Si-

cherheit und demZusammenhalt innerhalb der NA-

TO. Einen unilateralen Ausstieg Deutschlands aus

der nuklearen Teilhabe darf es daher nicht geben.

Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik muss im-

mer im Multilateralismus begründet sein – einen

deutschen Alleingang ohne Abstimmung mit unse-

ren europäischen Partnern lehnenwir daher ab.Wir

unterstützen die von Bundeskanzler Olaf Scholz an-

gekündigte Anschaffung von F-35 Flugzeugen

3. Eine proaktive Politik, wie bereits im Koalitionsver-

trag festgesetzt, des konstruktiven Engagements
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gen Infrastrukturausbau, die Schaffung und ange-

messene Vergütung von systemrelevanten Stellen

im Pflegebereich, Aufarbeitung und Wiedergutma-

chung von Rassismus und postkolonialem Erbe so-

wie sozio-ökonomische Mobilität und Bildungsge-

rechtigkeit.

4. Das Ziel eines nuklearwaffenfreien Europas bleibt

bestehen. Die nukleare Teilhabe dient jedoch der Si-

cherheit und demZusammenhalt innerhalb der NA-

TO. Einen unilateralen Ausstieg Deutschlands aus

der nuklearen Teilhabe darf es daher nicht geben.

Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik muss im-

mer im Multilateralismus begründet sein – einen

deutschen Alleingang ohne Abstimmung mit un-

seren europäischen Partnern lehnen wir daher ab.

Gleichzeitig muss die Bedingung gelten, dass hier-

durch kein Einfluss auf die europäische Rüstungsbe-

schaffungspolitik genommen wird, bspw. durch die

nicht-Zertifizierung von Eurofightern oder dem Fu-

ture Combat Air System.

5. Eine proaktive Politik des konstruktiven Engage-

ments der Bundesregierung mit dem Atomwaffen-

verbotsvertrag durch Teilnahme an den Vertrags-

staatskonferenzen als Beobachter und Mitfinanzie-

rer; den Einsatz ggü. den Staaten der Stockhol-

minitiative, sich ebenfalls als Beobachter zu betei-

ligen; und die explizite Befürwortung ggü. den USA,

eine “No first use” Policy einzuführen.

6. EineRe-EvaluierungdesNATO-2%-Zielsmit demZiel

eines neuen Abkommens, welches den qualitativen

Ausbau militärischer Fähigkeiten festlegt, zu wel-

chem sich einzelne Mitgliedstaaten zu bestimm-

ten Zeitpunkten verhalten sollen. Dieses Abkom-

menmuss gebunden an die Bedingung sein, dass je-

de Erhöhung der Verteidigungsausgaben mit einer

klar ausdefinierten Beschaffungsstrategie einher-

geht und dem ausschließlichen Zweck dient, aktu-

elle Ausrüstungs- Ausbildungs- und Abwehrdefizi-

te der Bundeswehr sowie der EU- undNATO-Partner

zu kompensieren. Übergeordnetes Ziel muss stets

die auf Kosten- und Kapazitäteneffizienz und -

ergänzung ausgelegte Integration der europäischen

Sicherheits- und Verteidigungspolitik (insbes. im

Rahmen von PESCO) sein. Deshalb soll zudem ei-

ne jährliche Evaluierung stattfinden, welche auf die

Integration von Ausrüstung und Abwehrsystemen

entsprechend dem Ziel einer integrierten europäi-

schen Sicherheitspolitik abzielt und festlegt, ob die

Rüstungsausgaben gesenkt werden können.

7. Die Einsetzung einer transatlantischen Evaluie-

rungsgruppe des Afghanistan-Einsatzes, um Defi-

zite in der Kooperation und Koordinierung konse-

quent aufzuarbeiten.

der Bundesregierung mit dem Atomwaffenverbots-

vertrag durch Teilnahme an den Vertragsstaatskon-

ferenzen als Beobachter und Mitfinanzierer; den

Einsatz ggü. den Staaten der Stockholminitiative,

sich ebenfalls als Beobachter zu beteiligen; und die

explizite Befürwortung ggü. den USA, eine “No first

use” Policy einzuführen.

4. Ein klares Bekenntnis zu den am 27.02. von Olaf

Scholz formulierten verteidigungspolitischen Zielen

der „Zeitenwende“, insb. Die Einsetzung des 100

Mrd. EUR Sondervermögens für die Stärkung der

Ausrüstung der Bundeswehr sowie eine klare Ziel-

und Strategieformulierung für Ausstattung und Fi-

nanzierung der Bundeswehr über das Jahr 2025

hinaus. Jede Erhöhung der Verteidigungsausgaben

muss mit einer klar ausdefinierten Beschaffungs-

strategie und -reform einhergehen und dem aus-

schließlichen Zweck dienen, aktuelle Ausrüstungs-

Ausbildungs- und Abwehrdefizite der Bundeswehr

sowie der EU- und NATO-Partner zu kompensieren.

Übergeordnetes Ziel muss stets die auf Kosten- und

Kapazitäteneffizienz und -ergänzung ausgelegte In-

tegration der europäischen Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik (insbes.  im Rahmen von PESCO) sein.

Deshalb soll zudemeine jährliche Evaluierung statt-

finden, welche auf die Integration von Ausrüstung

und Abwehrsystemen entsprechend dem Ziel einer

integrierten europäischen Sicherheitspolitik abzielt

und festlegt.

5. Die Einsetzung einer transatlantischen Evaluie-

rungsgruppe des Afghanistan-Einsatzes, um Defi-

zite in der Kooperation und Koordinierung konse-

quent aufzuarbeiten.

 

Auf EU-Ebene fordern wir:

1. Die zügige Operationalisierung des transatlan-

tischen Trade and Technology Council um Ein-

heit in den Anstrengungen zur Bewältigung der

Sicherheits-, Wirtschafts- und Regulierungsher-

ausforderungen im digitalen und technologischen

Bereich zu fördern sowie globale Standards zu

setzen, die Privatsphäre, Menschenrechte, Wettbe-

werb und Transparenz schützen.

2. Den engen Schulterschluss von Deutschland im

Rahmen der Team Europe Initiative mit den USA

und das Vorantreiben wichtiger Zukunftsinvestitio-

nen auf multilateraler Ebene zur Erholung nach der

Covid-19 Pandemie u.a. im Bereich der nachhalti-

gen Infrastrukturentwicklung sowieDigitalisierung.

Wichtige Initiativenmüssen gestreamlinedwerden.

Hierbeimuss ein Fokus auch auf der internationalen

Zusammenarbeit und entwicklungspolitischen Un-

terstützung anderer Länder liegen, um einen solida-
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Auf EU-Ebene fordern wir:

1. Die zügige Operationalisierung des transatlan-

tischen Trade and Technology Council um Ein-

heit in den Anstrengungen zur Bewältigung der

Sicherheits-, Wirtschafts- und Regulierungsher-

ausforderungen im digitalen und technologischen

Bereich zu fördern sowie globale Standards zu

setzen, die Privatsphäre, Menschenrechte, Wettbe-

werb und Transparenz schützen.

2. Den engen Schulterschluss von Deutschland im

Rahmen der Team Europe Initiative mit den USA

und das Vorantreiben wichtiger Zukunftsinvestitio-

nen auf multilateraler Ebene zur Erholung nach der

Covid-19 Pandemie u.a. im Bereich der nachhalti-

gen Infrastrukturentwicklung sowieDigitalisierung.

Wichtige Initiativenmüssen gestreamlinedwerden.

Hierbeimuss ein Fokus auch auf der internationalen

Zusammenarbeit und entwicklungspolitischen Un-

terstützung anderer Länder liegen, um einen solida-

rischen globalen Aufschwung zu ermöglichen.

3. Einen gemeinsamen Ansatz für die digitale Steu-

erpolitik in Form der Wiederaufnahme der OECD-

Verhandlungen. Regulierungs-, Wettbewerbs-,

Inhalts- und Datenschutzprobleme müssen in

enger Abstimmung adressiert werden, um globale

Normen zu formen und eine nachhaltige Alter-

native zu autoritären Kontrollversuchen digitaler

Zivilsphären zu bieten.

4. Die Einsetzung einer NATO-EU Taskforce um die Ko-

ordinierung zumaximieren, Fähigkeiten zu bündeln

und die Umsetzung einer gemeinsamen politischen

Agenda sowie eines Strategiekonzepts zur Bekräfti-

gungundStärkungvonDemokratieundRechtsstaat

als Kernkonzept aller NATO-Mitgliedstaaten voran-

zutreiben.

5. Die weitere Stärkung der europäischen Verteidi-

gungsarchitektur (GSVP) und PESCO mit dem lang-

fristigen Ziel der Schaffung einer Europäischen Ar-

mee, ein Instrument, das nicht als Alternative zur

NATO gedacht sein soll, sondern als europäischer

Pfeiler des transatlantischen Bündnisses, der die

strategische Gestaltungsmacht Europas in der Alli-

anz und der Allianz selbst erhöhen würde.

 

rischen globalen Aufschwung zu ermöglichen.

3. Einen gemeinsamen Ansatz für die digitale Steu-

erpolitik in Form der Wiederaufnahme der OECD-

Verhandlungen. Regulierungs-, Wettbewerbs-,

Inhalts- und Datenschutzprobleme müssen in

enger Abstimmung adressiert werden, um globale

Normen zu formen und eine nachhaltige Alter-

native zu autoritären Kontrollversuchen digitaler

Zivilsphären zu bieten.

4. Die Einsetzung einer NATO-EU Taskforce um die Ko-

ordinierung zumaximieren, Fähigkeiten zu bündeln

und die Umsetzung einer gemeinsamen politischen

Agenda sowie eines Strategiekonzepts zur Bekräfti-

gungundStärkungvonDemokratieundRechtsstaat

als Kernkonzept aller NATO-Mitgliedstaaten voran-

zutreiben.

5. Die weitere Stärkung der europäischen Verteidi-

gungsarchitektur (GSVP) und PESCO mit dem lang-

fristigen Ziel der Schaffung einer Europäischen Ar-

mee, ein Instrument, das nicht als Alternative zur

NATO gedacht sein soll, sondern als europäischer

Pfeiler des transatlantischen Bündnisses, der die

strategische Gestaltungsmacht Europas in der Alli-

anz und der Allianz selbst erhöhen würde.

6. Die Vertiefung der Zusammenarbeit im Energie-

und Klimabereich, um die europäische Abhängig-

keit von russischen Energieimporten zu reduzieren

und gemeinsam die Energiewende in Europa und

den USA sowie auf globaler Ebene zu fördern, bei-

spielsweise über die starke Umsetzung der Trans-

atlantic Green Technology Alliance, angekündigt im

EU-US Summit Statement vom Juli 2021
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